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Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 669 bis 676:
Es gibt viele Gründe, den Einsatz von Pestiziden in der Landwirtschaft deutlich
herunterzufahren. Der Schutz der menschlichen Gesundheit gehört dazu. Vor allem
sind weniger Pestizide der wichtigste Hebel, um den Rückgang der Artenvielfalt zu
stoppen. Wir wollen den Ausstieg aus der Pestizidabhängigkeit unserer Landwirtschaft
schnell und machbar gestalten: durch eine systematische Pestizidreduktionsstrategie,
ein Sofortverbot für besonders umwelttoxische Wirkstoffe und das besonders häufig
eingesetzte Pestizid Glyphosat.
Um dem dramatischen Rückgang an Biodiversität Rechnung zu tragen, wird die
Fachaufsicht für die Zulassung von Pestiziden vom Bundeslandwirtschaftsministerium
auf das Bundesumweltministerium übertragen.

Es gibt viele Gründe, den Einsatz von Pestiziden in der Landwirtschaft deutlich
herunterzufahren. Der Schutz der menschlichen Gesundheit gehört dazu. Vor allem
sind weniger Pestizide der wichtigste Hebel, um den Rückgang der Artenvielfalt zu
stoppen. Wir wollen den Ausstieg aus der Pestizidabhängigkeit unserer Landwirtschaft
schnell und machbar gestalten: durch eine systematische Pestizidreduktionsstrategie,
ein Sofortverbot für besonders umwelttoxische Wirkstoffe und das besonders häufig
eingesetzte Pestizid Glyphosat. Um den Einsatz von Pestiziden insgesamt zu
reduzieren, führen wir eine Pestizidabgabe ein. Um 

Begründung

Die Übertragung der Fachaufsicht an das Bundesumweltministerium würde
sicherstellen, dass das Umweltbundesamt (UBA) in der vom Gesetzgeber gewollten
Weise an pflanzenschutzbezogenen Fragen beteiligt und in Streitpunkten Einigung
zwischen BVL und UBA erzielt wird. So wird nicht nur der Schutz der Umwelt vor den
Auswirkungen des chemischen Pflanzenschutzes verbessert, sondern es wird durch
eine reibungslosere Zusammenarbeit der Behörden auch Doppelarbeit verhindert und
die Termingerechtigkeit in den Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmitteln
verbessert.
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